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| Deutſchland. 
| 0. C. Neichstags⸗Verhandlungen. 
# 5. Sitzung des Reichstages (6. November). 
12 Uhr. Am 1 des Bundesrathes Hofmann, v. Stoſch, v. Ams⸗ 

| berg, Dr. Krüger, Herzog, Dr. Michaelis, ſpäter v. Bülow, v. Kamele, 
Stephan u. A. — Graf Moltke und Graf Arnim⸗Boytzenburg ſind in das 
Haus eingetreten. Auf dem Tiſche des Hauſes ſind Pontegradbten der Aus⸗ 
grabungen von Olympia ausgelegt. y 1 7 

Der Präſident v. Forckenbeck theilt das Reſultat der Conſtituirung 
der Abtheilungen und der bereits gewählten Fachcommiſſionen, 
ſowie ein Schreiben des Reichskanzlers mit, in welchem derſelbe mittheilt, 
daß im Verfolg eines bei der Berathung des Etats für 1875 vom Reichs⸗ 
tage gefaßten Beſchluſſes unterm 30. December 1874 an ſämmtliche deutſche 
Wablcouſuln der Erlaß ergangen, en dem auswärtigen Amte eine genaue 
Angabe ihrer ſämmtlichen dienſtlichen Einnahmen und Ausgaben jährlich 
mit dem Jahresberichte einzuſenden. 

„Das Haus genehmigt zunächſt in dritter Berathung ohne Debatte den 
Auslieferungsvertrag zwiſchen dem Deutſchen Reiche und Luxem⸗ 
burg und geht dann zur erſten Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend 
die Unterſuchung von Seeunfällen über. 5 

Bundesbevollmächtigter Miniſterreſident Ur, Krüger: Die Seeunfälle, 
welche in neuerer Zeit an der engliſchen Küſte e haben und 
Gegenſtand der Unterſuchung in England geweſen ſind, haben die Sen 
liche Aufmerkſamkeit darauf hingelenkt, daß es uns in Deutſchland an ſach⸗ 
kundigen Organen zur Unterſuchung derartiger Unfälle gänzlich fehle. Bei 
Gelegenheit der Interpellation, die die Strandung des Dampfers „Deutſch⸗ 
land“ in voriger Seſſion veranlaßte, wurde der angel ſolcher Organe leb⸗ 
baft beklagt. In einer Denkſchrift iſt ſpäter dem Reichstage mitgetheilt 
worden, daß eine Commiſſion aus Vertretern der Bundes⸗Seeſtaaten zur 
Berathung über den Gegenſtand einberufen ſei, in der namentlich die 
Se und Wade ie zahlreich vertreten waren. 

us dem Schooße dieſer Commiſſion iſt der hier vorliegende Ent: 
wurf hervorgegangen. Derſelbe geht davon aus, daß alle Seeunfälle deut⸗ 
ſcher, ſowie ausländiſcher Schiffe, die innerhalb der deutſchen Küſtengewäſſer 
stattfinden, Gegenſtand einer Unterſuchung werden follen. Es ſoll dabei 
jedoch keineswegs in die Sphäre einer gerichtlichen . eingegriffen 
werden; die Unterſuchung ſoll ſich nicht gegen beſtimmte Perſonen wenden, 
ſondern nur dazu dienen, in objectiver und unparteiiſcher eiſe den that⸗ 
ſächlichen Zuſammenhang und die Urſache des Unfalls zu ermitteln und 
klar zu legen, und zwar ſoll dieſe Ermittelung nicht in irgend welchem 
Privatintereſſe, ſondern allein im öffentlichen en die Maßregeln und 
Wege an die er geben, um die Wiederkehr ſolcher Unfälle zu verhüten. 
Zu dieſem Behufe ordnet der Entwurf die Errichtung von Seeämtern an, 
die aus einem rechtskundigen Vorſitzenden und vier Beiſitzern beſtehen, von 
welchen letzteren mindeſtens zwei die Befähigung als Seeſchiffer beſitzen 
müſſen. Dieſe Behörde faßt ihre Schlußanſicht in einen Spruch zuſammen, 
der öffentlich verkündet wird und dadurch Anlaß giebt, zur Verhütung ähn⸗ 
Zen Seeunfälle die nöthige Vorſorge zu treffen. eben dieſer rein be⸗ 
ſchließenden Thätigkeit iſt den Seeämtern auch eine entſcheidende Befugniß 
ertheilt, nämlich die, einem Capitän oder Steuermann, deſſen Schuld an 
dem Unfälle erwieſen iſt, ſein Befähigungszeugniß und die Befugniß zur 
Ausübung ſeines Gewerbes auf Zeit oder für immer zu nehmen. Da es 
für die Wirkſamkeit des Geſetzes von entſcheidender Wichtigkeit iſt, daß alle 
Seeämter ſich von gleichen Geſichtspunkten leiten laſſen, ſo iſt der Reichs⸗ 
kanzler befugt, einen Commiſſar zu beſtellen, welcher allen Verhandlungen 
des Seeamts beizuwohnen, Einſicht von den Acten zu nehmen und Anträge 
zu ſtellen ermächtigt iſt, über die das Seeamt befindet. RE 

Gegen die Entſcheidung anf Aberkennung des Vefähigungszeugniſſes iſt 
Appellation an die Reichscommiſſion zuläſſig. Dieſelhe bildet eine collegiale 
Behörde und beſteht aus einem Vorſitzenden und 6 Mitgliedern, von denen 
wenigſtens 3 der Schifffahrt kundig ſein müſſen. Der Vorſitzende und einer 
dieſer Beiſitzer wird vom Kaiſer ernannt. Für das Amt der übrigen brin⸗ 

en die Regierungen der Bundesſeeſtaaten je drei ſachkundige Perſonen in 

orſchlag, aus denen der Vorſitzende für jeden einzelnen Fall die Beiſitzer 
auswählt. Es ift dieſer Entwurf nicht etwa, wie von einer Seite vorge⸗ 
worfen wurde, aus einem Mißtrauen gegen den deutſchen Schifferſtand her⸗ 
vorgegangen. Ein ſolcher Gedanke hat den verbündeten Regierungen durch⸗ 
aus fern gelegen. Wir wiſſen und anerkennen, daß wir einen Schifferſtand 
beſitzen, deſſen Zuverläſſigkeit und Seetüchtigkeit vor Allem dazu beigetragen 
hat, unſere Handelsmarine auf den Standpunkt zu erheben, den ſie gegen⸗ 
wärtig einnimmt; aber wir glauben, daß ein tüchtiger Seemann, den un⸗ 
verſchuldet ein derartiger Unfall trifft, in dieſem Geſetze den ſicherſten Schutz 
finden wird gegen ungerechte Beſchuldigungen und Beurtheilungen, von 
welcher Seite ſie auch kommen mögen. Indem wir zugleich in ſolcher Weiſe 
die Verantwortung ſchärfen, werden wir am Beſten dazu beitragen, unſerer 
Handelsmarine das Vertrauen und die Werthſchätzung, die fie bei allen Na: 
tionen genießt, dauernd zu ſichern. 5 . 

Abg. Mosle: Der Entwurf eines Seeunfallgeſetzes entſpricht einem 
längſt gefühlten Bedürfniß und wird deshalb von mir außerordentlich freu⸗ 
dig begrüßt. Bei der Interpellation über den Unfall des Dampfers „Deutſch⸗ 
land“ babe ich mich dagegen lebhaft verwahren müſſen, daß über ein deut⸗ 
ſches Schiff und deſſen Capitän vor einem engliſchen Gerichte ein aberkennen⸗ 
des Urtheil geſprochen wurde. Bekanntlich i derſelbe Fall ſpäter von einem 
deutſchen Gerichte unterſucht worden und dieſes hat den Capitän von aller 
Schuld freigeſprochen. Die Engländer find eben unſere Concurrenten in der 
Schifffahrt und von einem Concurrenten wird man ſchwerlich ein objectives 
und unparteiiſches Urtbeil erwarten können. Meine einzelnen Bedenken 
gegen das Geſetz richten ſich inc gegen § 1 und 6, durch welche die Er⸗ 
ZIEH von Seeämtern den Einzelregierungen der Seeuferſtaaten zuſtehen 
ſoll. 90 hätte es lieber geſehen, wenn von der Reichsbehörde durch dies 
Geſetz ſelbſt eine nur beſchränkte Zahl von Seeämtern ein für allemal feſt⸗ 

eſtellt würde. Auch bin ich entſchieden gegen die Aburtheilung und Unter⸗ 
fa von Unfällen, welche Schiffe fremder Nationalität betreffen; in die⸗ 
er Beziehung ſollte die Unterſuchung der betreffenden Nation allein über- 
laſſen bleiben. Daß ſich die Unterſuchung, wie § 4 beſtimmt, nur auf den 
Capitän und die Steuerleute zu beſchränken hat, finde ich ungerecht; es 
Son zahlreiche Fälle, wo auch die Mannſchaft des Schiffes einen großen 
8 


eil der Schuld trägt. Das wichtigſte Bedenken finde ich darin, daß durch 
10 das Heer und die Marine von dem Amt eines Beiſitzers ausgeſchloſ⸗ 
ſen werden. Gerade die Marine⸗Offiziere ſind die competenteſten Beurtheiler 
ſolcher Falle und in England werden ſie ſtets zu Beiſitzern gewählt, wie 
denn auch bei der Unterſuchung des Falls „Deutſchland“ zwei engliſche 
Marine⸗Offiziere als richterliche Beiſitzer fungirt haben. Ich beantrage 
die Ueberweifung des Entwurfs an eine Commiſſion von 14 Mitgliedern. 
Abg. Kapp: Auch ich begrüße den vorliegenden Entwurf als einen 
wichtigen S auf dem Gebiete des Seeweſens; wenn ich auch im Ein⸗ 
zelnen noch verſchiedene Mängel finde, die ſich am beſten durch eine Com⸗ 
miſſion von 14 Mitgliedern beſeitigen laſſen werden. Ich finde es insbe⸗ 
ſondere nicht richtig, daß im § 6 den Landesbehörden die Conſtituirung der 
Seegerichte Übertragen wird, weil dadurch dem Reiche die nothwendige Ein⸗ 
wan auf die Aemtet entzogen wird. Wir gehen jetzt mit der Organifa: 
tion der Seegerichte vor und würden nach dem Gange, welchen der Ent⸗ 
wurf vorſchreibt, eine ſpätere Concentration derfelben nur erſchweren. Ich 
will in Bezug hierauf nur ein Beiſpiel anführen. Die Verfaſſungsfrage 
der Vereinigten Staaten betnente ſich lange Zeit um die Hauptfrage, wo 
die Grenzen zwiſchen den rechtlichen Befugniſſen der Einzelſtaaten und des 
Staatenbundes zu ziehen wären, und man war ſtets geneigt, die Befugniß 
der Einzelſtaaten nach Möglichkeit auszudehnen; aber in dieſer einen Frage 
war man, weil Amerika eben ein Seeſtaat iſt, von vornherein einig, daß 
man die Seegerichte direct dem Geſammtbunde unterſtellen müſſe. Dieſes 
Beiſpiel ſollte IE uns maßgebend fein. Wie nothwendig das vorliegende 
Geſeßz iſt, hat ſchon der Abg. Mosle an dem Fall des Dampfers „Deutſch⸗ 
land“ nachgewieſen, wo von den Seegerichten beider Nationalitäten, der 
Engländer und Deutſchen, auf Grund derſelben Thatſachen ein gam ent⸗ 
gegengeſetztes Urtheil gefällt wurde, trotzdem ich weit dapon entfernt bin, 
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einem der beiden Seegerichte Parteilichkeit vorzuwerfen. Dem Vorſchlage, 
den Entwurf zur Prüfung und reſp. Amendirung der Specialbeſtimmungen 
mer Commiſſion zu überweiſen, ſtimme ich durchaus bei. 
Abg. Schmidt (Stettin): Der Vertreter des Bundesrathes hat energiſch 
die Nothwendigkeit des vorliegenden Geſetzes betont, indem er auf die Vor: 
gänge des Jahres 1873 hinwies, hervorzuheben iſt aber noch, daß während 
bon den 6 Seeſtaaten ſich damals 5 gegen das Bedürfniß ausſprachen, 
heute eben ſo viel ſich für dies Geſetz ausgeſprochen haben. Aus dieſem 
Grunde ſcheint mir der vorliegende Entwurf ein Compromiß zwiſchen den 
einander entgegenſtehenden Anſichten zu ſein. Mit dem Abg. Kapp ſtimme 
ich darin überein, daß von vornherein Reichsſeeämter eingerichtet werden, 
damit die Erwägungen von einer einheitlichen Spitze ausgehen. Cine wid: 
tige Beſtimmung, die einen tiefen Schnitt in die Gewerbeordnung macht, iſt 
die, nach welcher ſowohl dem Schiffer, wie dem Steuermann auf Zeit und 
für immer das e dene 0 entzogen werden kann, während dies 
bisher nicht ſtatthaft war. Der Entwurf kommt hiermit Anträgen entgegen, 
welche ſelbſt aus dem unmittelbaren Kreiſe der Intereſſenten im nautiſchen 
Verein ihren Ausdruck fanden. Ich erkläre mich mit der Veränderung der 
e Beſtimmungen durchaus einverſtanden und weiſe auf England 
in, in welchem ein ſolches Verfahren au mit Vortheil zur Anwendung 
kommt. Auch auf den Ingenieur des Schiffes iſt das Geſetz nach meiner 
Meinung auszudehnen, da er eine außerordentliche Verantwortung zu tragen 
hat. Daß der Entwurf nirgends in das Criminal⸗ und Civilrecht eingreift, 
finde ich durchaus correct; keineswegs ſteht der Zweck in erſter Linie, Ma⸗ 
terial für den Staatsanwalt und die Cipilanſprüͤche herbeizuſchaffen, aber 
es wird einen ſittlichen Einfluß auf die Perſonen üben, welche aus Mangel 
an Vorſicht, Sicherheit und anderen Gründen einen Schiffsunfall verſchulden. 
Auch die Aſſecuranz⸗Geſellſchaften, die Eigenthümer von Br und Ladung 
erhalten durch das Geſetz eine Garantie, daß das Damollesſchwert der 
Unterſuchung einen glücklichen Einfluß auf manche Schiffsoffiziere ausüben 
wird und möchte auch die Unfallſtatiſtik von den Folgen dieſes Geſetzes vor⸗ 
theilhaft betroffen werden. Ich hoffe, daß es gelingen wird, die berbor- 
tretenden Differenzen bezüglich einzelner Beſtimmungen auszugleichen und 
empfehle für dieſen Zwe gleichfalls die Ueberweiſung an eine Commiſſton. 

Abg. St. Paul⸗Illalre: Zunächſt glaube ich hervorheben zu ſollen, 
daß in der Vorlage dem Einfluß des Reiches nicht hinreichend Spielraum 
geboten wird. Wenn jetzt die einzelnen Staaten berechtigt find, Seeämter 
zu errichten und das Reich nur durch Commiſſare vertreten iſt, über deren 
Anträge die Seeämter nach Gutdünken befinden können, ſo hat das Reich 
nicht hinreichende Gewalt, um auf dieſelben einwirken, um dann auch die 
Verantwortlichkeit für die Beſchlüſſe derſelben übernehmen zu können. Ich 
bin deshalb der Anſicht, daß es nothwendig iſt, Reichsſeeämter zu errichten. 
Ein zweiter Punkt, auf den ich aufmerkſam machen will, iſt der, daß nur 
die Capitäne und Steuerleute abſetzbar find, während dies bei den Lootſen, 
die 7 eine große Verantwortung zu tragen haben, nicht der Fall iſt. 
Verner cheint mir der § 9 zu weit zu gehen, wenn er dem Vorſitzenden die 

efugniß zugeſteht, nach eigenem Gutdünken ſich die Beiſitzer zu erwählen. 

Das Haus tritt dem Antrage des Abg. Kapp bei. 

Die Verordnung wegen Abänderung des Geſetzes vom 24. Januar 1873, 
betreffend die Bezirksverwaltungen, die Kreisvertretungen und 
die Wahlen zu den Gemeinderäthen wird, nachdem Miniſterial⸗Director 
Herzog ve durch Hinweis auf die Verhältniſſe in Elſaß⸗Lothringen 
mit einigen Worten motivirt hat, in erſter und zweiter Leſung ohne Dis⸗ 
cuſſion unverändert angenommen. 

Es folgt die zweite Berathung des Reichs⸗Haushalts⸗Etats für das 
erſte Quartal 1877. ; 

Zum 2. Capitel (Ausgaben au -apmeinnübigen wecken) weiſt Abgeord⸗ 
neter Oncken auf die Nothwendigkeit einer Unterſtüzung des Körner⸗Mu⸗ 
ſeums in Dresden hin. Das Körner⸗Muſeum in. Dresden iſt mehr als ſein 
Name ausdrückt. Es iſt eine Sammlung von Reliquien aus unſeren Be⸗ 
freiungskriegen, die an Reichhaltigkeit und Originalität einzig daſteht, die 
mit einer Fülle von gleichzeitigen Gemälden und Kupferſtichen, von Auto⸗ 
grapben und Druckſchriften, von werthvollen Denkmälern jeder Art jene ge: 

altige Epoche unſerer Geſchichte in unvergleichlicher Weiſe veranſchaulicht 
und bergegenwärtigt. Dieſe Sammlung iſt das Werk eines begeiſterten 
Patrioten, der dieſer ſeiner Lebensarbeit die allergrößten Opfer gebracht hat. 
Sie bedarf der Hilfe des Reiches, um in der Geſtalt fortzubeſtehen, durch 
die ſie eine nationale Bedeutung gewonnen hat. Näheres behält ſich der 
Redner für ſeinen ſpäter zu ſtellenden Antrag vor. 

Außerdem liegt ein Antrag des Abg. von Behr⸗Schmoldow vor, den 
Reichskanzler aufzufordern, in den nächſten Etat des Reichskanzler⸗Amts 
pro 1. April 1877 bis 1878 unter die Ausgaben zu gemeisrübipen Zwecken aufzu⸗ 
nehmen: „Zur Förderung der künſtlichen Fiſchzucht 10,000 Mark.“ — 
Das Haus nimmt dieſe Reſolution mit gabe Majorität an. 

Zu dem Etat des Auswärtigen Amtes nimmt das Wort 

Abg. Jörg: Im vorigen Jahre habe ich bei dieſem Capitel geſchwiegen: 
wenn ich diesmal rede, ſo thue ich dies nicht ohne einen gewiſſen Zwang 
von Außen. Dem Abg. Windthorſt iſt bei der Generaldiscuſſion erwidert 
worden, der Reichskanzler brauche keinen Rath. Ich will ihm durchaus 
leinen Rath geben; ich glaube ſogar, er will Ihrer Aller Rath nicht (Heiter⸗ 
keit), am Wenigſten alſo den eines einzelnen Abgeordneten. Wenn er in 
dieſer ſchweren Kriſis einen Rath gewollt hätte, ſo hätte er dieſen wohl ein⸗ 
gezogen von den Vertretern der einzelnen Staaten des Reiches und zwar 
auf dem verfaſſungsmäßigen Wege; dazu iſt der diplomatiſche Ausſchuß ein⸗ 
gerichtet. Es heißt im Art. 8 der Verfaſſung: „Außerdem wird im Bun⸗ 
desrathe aus den Bevollmächtigten der Königreiche Baiern, Sachſen und 
Würtemberg und zwei, vom Bundesrathe alljährlich zu wählenden Vevoll⸗ 
mächtigten anderer Bundesitaaten ein Ausſchuß für die auswärtigen Ange⸗ 
legenheiten gebildet, in welchem Baiern den Vorſitz führt. 12 (Stimme: 
Baiern!) Ja wohl, Baiern. (Heiterkeit) Auf meine frühere Frage nach 
der Bethätigung des Ausſchuſſes erfuhr ich, daß er nur einmal ale ez 
getreten iſt, und der Herr Reichskanzler gab weiter keine Auskunft, als daß 
er die Namen der Mitglieder deſſelben vorlas, die ohnedem ſchon bekannt 
waren. (Heiterkeit.) Ich habe mich darauf im baieriſchen Landtage an den 
baieriſchen Miniſter des Auswärtigen gewendet und dieſer hat mir geſtan⸗ 
den, der Ausſchuß ſei nicht zum Leben gekommen, aber man habe für den⸗ 
felben eine Reihe von Surrogaten eingeführt; dieſe beſtänden in den zahl⸗ 
reichen Berichten, die er durch den preußiſchen Geſandten in München er⸗ 
hielte, gegen 300 in .% Jahren, viele auch die orientaliſche Frage betreffend. 
Es giebt alſo auch für verfaſſungsmäßige Inſtitutionen Surrogate, wie es 
zum Leidweſen der Trinker für Hopfen und Malz Surrogate giebt. (Heiterkeit.) 

ch glaube nicht, daß der Ausſchuß jemals zum Leben ommen wird; ich 
lege aber Werth auf denſelben wegen der Stellung, die Baiern darin ein⸗ 
nimmt. (Aha!) Wir ſtehen jetzt vor der Löſung einer Frage, welche als 
die wichtigſte des Jahrhunderts und in ihren Conſequenzen als die letzte 
politiſche Frage betrachtet werden darf, bei der es ſich um Grenzſtreitigkeiten 
handelt. Es werden allerdings noch politiſche Fragen zu löſen ſein, aber 
es ſteht mir klar vor der Seele, dieſe Fragen werden ſocialpolitiſcher Natur 
ſein. Dann wird es ſich fragen, ob die alten Monarchien und die alten 
Parteien im Stande find; das zu leiſten, was die eiviliſirte Welt von ihnen 
verlangt, oder ob andere Mächte das thun müſſen, deren Füße vor der Thür 
ſind, die ſich zum Theil ſchon im Saale befinden. Ich bin wohl nicht der 
einzige, der ſeit 20 Jahren die Ueberzeugung gewonnen hat, daß das große 
türkiſche Reich mehr und mehr ſeinem Verfall entgegengeht. Der Islam 
bat ein abgeſchloſſenes Culturleben; ſo lange der Islam und die chriſtliche 
Cultur parallel neben einander herlaufen, geht es wohl ganz friedlich; aber 
wenn ſie convergiren, ſo muß die niedere der höheren weichen. Jetzt iſt 
dieſer Zeitpunkt 8 und man darf nicht denken, die beiden auf ein⸗ 
ander zu pfropfen und durch eine Beimiſchung von modernen Ideen den 
Islam noch exiſtenzfähig zu machen. > meinen Augen wäre die beſte 
Löſun der orientaliſchen Frage die, daß alle europäiſchen Mächte in neid⸗ 
loſer Gemeinſamkeit zuſammenwirkten, von der Türkei das lebens⸗ und 
leiſtungsfähige Herrſchafts⸗Element abzunehmen und einen europäiſchen Ver⸗ 
. e einzuſetzen, aber unter r Srnehetung des geſammten 
türkiſchen Ländergebiets. Die ruſſiſche Politik ſtrebt nach 1 
der Türkei in ihrem Intereſſe und unter dem Titel der ſlaviſchen Geſammt⸗ 
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nationalität. Eine ſolche Zertrümmerung kann unbedingt nicht ſtattfinden, 

ohne daß die territorialen Veränderungen früher oder ſpäter die Grenzen der 

Türkei überſchreiten, und daß eine allgemeine Compenſationspolitik ins Leben 

tritt. Dann wird die türkiſche Frage unmittelbar die öſterreichiſche Frage 

und wohl Niemand wird dann bei der jetzigen ruſſiſchen Politik noch auf 

151 Jahre den Geſammtbeſtand der öſterreichiſchen Monarchie verbürgen 
nnen. 

Es iſt allerdings geſagt worden, daß Preußen und Deutſchland weit ab 
von den Grenzen der Türkei liege und kein directes Intereſſe an der orienta⸗ 
liſchen Frage hat. Wenn das deutſche Reich begierig ſein ſollte, früher oder 
ſpäter die 8 oder 10 Millionen Deutſch⸗Oeſterreicher in irgend einer Form 
dem Reiche anzuſchließen (Stimme: Nein), dann iſt die ruſſiſche Allianz der 
rechte Weg. Soll aber Oeſterreich in ſeiner gegenwärtigen Geſtalt erhalten 
werden, dann iſt dieſe Allianz ſehr gefährlich, und ich glaube, daß dies enge 
Zuſammenhalten des Deutſchen Reiches mit Oeſterreich den Ruſſen der 
ſchärfſte Dorn im Auge iſt. Die Thronxede enthält darüber einen ſonder⸗ 
bar ſtpliſirten Satz, und wenn da von Mächten die Rede iſt, die in Streit 
mit einander gerathen könnten, ſo hat wohl Jedermann darunter Oeſter⸗ 
reich und Rußland verſtanden; es iſt allerdings geſagt, daß Deutſchland 
die Vermittelung zwiſchen Beiden übernehmen wolle; aber wenn nun ein 
Conflict ausbricht, auf weſſen Seite wird Deutſchland dann ſtehen? Ich 
habe ſchon vor zwei Jahren geſagt, daß in Rußland jetzt das Zünglein der 
europäiſchen Wage ſei: dieſe unaugreifbare Stellung Rußlands iſt nicht un⸗ 
vorbereitet en ſondern durch die völlige Vernichtung des europäiſchen 
Gleichgewichts in Folge der großen Ereigniſſe von 1866 und 1870 hervor⸗ 
gerufen worden. Als die Vertreter des Volkes in Verſailles anweſend 
waren, hat mir der damalige auswärtige Miniſter unter vier Augen mit⸗ 
getheilt, er habe Graf Bismarck dahin verſtanden, daß der nachſte Krieg 
gegen Rußland zu führen ſei. (fHeiterkeit.) Ich habe ſchon damals geglaubt, 
daß dies ein Mißverſtändniß ſei. Wenn man aber die jetzige Situation 
nicht hätte herankommen laſſen wollen, ſo hätte man nicht geſchehen laſſen 
ſollen, was geſchehen iſt: Oeſterreich iſt aus Deutſchland ausgeſchloſſen, und 
als Großmacht in ſeinen Grundveſten erſchüttert; und der Reichskanzler hat 
ſelbſt geäußert, er für ſeine Perſon halte die Annexion der Reichslande für 
einen politiſchen Fehler. ; \ 

In Süddeutſchland beſteht jedenfalls über die Haltung der Reichsregie⸗ 
rung eine nicht geringe en: denn es handelt ſich um die Donau 
und ein guter Theil unſerer Geſchichte hat ſich längs der Donau entwickelt; 
wundern Sie ſich alſo nicht, wenn jetzt manche alte Reminiscenzen erwachen, 
wo zu befürchten ſteht, daß die Donau. Mündungen in den ruſſiſchen Macht⸗ 
bereich kommen. Der große Feldherr des Deutſchen Reiches, der ſich in 
unſerer Mitte befindet, hat in ſeiner Rede zur Verthetdigung des Militär⸗ 
geſebes zwei Sätze ausgeſprochen, die AR nicht verg eſſen find: „Das 
Deutſche Reich iM in der Lage, die gewonnenen Erfolge noch ein halbes 
Jahrhundert lang vertheidigen zu müſſen“, und „Achtung haben wir über⸗ 
all gewonnen, Liebe nirgends“. Wenn Rußland ſeine Ziele auf dem Ge⸗ 
biete des türkiſchen Reiches erlangt hat, fo iſt es nicht unmöglich, daß die 
jetzige Kriſis für Rußland ſelbſt der Ausgangspunkt merkwürdiger Verände⸗ 
rungen iſt; denn es will etwas bedeuten, wenn der Czar ſelbſt erklärt, daß 
er ſich dem Willen der Nation werde beugen müſſen. Wenn jetzt das 
Deutſche Reich und Deutſche Volk, bewaffnet bis an die Zähne, bei der 
großen Frage ſeine theuerſten Intereſſen geopfert ſehen muß, wird es an 
der Zeit ſein, dieſe ſchwere Rüſtung abzulegen, damit das Volk wieder auf⸗ 
sine um nicht ausgeathmet zu haben im Augenblicke des Entſcheidungs⸗ 
kampfes. 

Staatsminifter von Bülow: Ich habe die eben geendigte Rede nicht 
ganz gehört, da ich erſt während des letzten Theils derſelben in den Saal 
getreten bin. Die Frage, die der Vorredner angeregt hat, iſt zu wichtig und 
weitgreifend, als daß wir nicht darüber Rede und Antwort ſtehen müßten; 
aber es handelt ſich dabei um Verhandlungen, die nicht Eigenthum des 
Reiches allein ſind, ſondern den uns befreundeten Mächten mit angehören. 
Sie kennen ja alle die Stellung Deutſchlands, die Politik Sr. Majeſtät des 
Kaiſers, eine Politik des Friedens, die ſich nicht in andere, fremde Ange⸗ 
legenheiten einmiſchen will, ſondern nur Deutſchlands Ehre und Intereſſen 
im Auge hat, auch in Fragen, die Deutſchland nicht unmittelbar berühren. 
In dieſem Augenblick hat die orientaliſche Frage ja auch einen Punkt er⸗ 
reicht, der zu den beſten Hoffnungen Ausſicht giebt. Die Rede des Abg. 
Jörg war vor 8 oder 14 Tagen, als Europa unter der Ungewißheit der 
nächſtkommenden Ereigniſſe litt, angebrachter als heute, wo der Waffenſtill⸗ 
ſtand abgeſchloſſen iſt. Die Verhältniſſe Deutſchlands zu den nächſt befreun⸗ 
deten Maͤchten baſtren auf Freundſchaft, bewährtem Vertrauen und bewährter 
Hochachtung, die auch in allen weiteren Verhandlungen bewahrt bleiben 
werden. Die Regierung weiß, daß ſie der Nation und ihren Vertretern 
Rechenſchaft ſchuldig iſt, aber das Maß und den Zeitpunkt der Mittheilungen 
muß ſie nach ihrer nicht geringen Verantwortung bemeſſen. Ueber die Dinge, 
über welche Mittheilungen a werden können, werden ſie erfolgen; für 
das Uebrige müſſen wir auf das Vertrauen rechnen, auf das ſchon in der 
Thronrede hingedeutet iſt. Deutſchland wird das Bollwerk des Friedens ſein 
und bleiben und dieſes Bollwerk wird um ſo feſter ſein, je mehr wir das 
Basa) der Nation und ihrer Vertreter haben, verdienen und bewahren. 
(Beifall. 

Abg. Laster: Um Mißverſtändniſſen vorzubeugen, welche wegen der 
Reden der Abgg. Jörg und Windthorſt im Lande entſtehen könnten, erſcheint 
es mir angemeſſen, die Gründe Aden en, wesbalb wir es unterlaſſen, in 
eine parlamentariſche Discuſſion über die auswärtige Situation einzutreten. 
Nicht Mangel an Verſtändniß und an Theilnahme iſt der Grund, ſondern 
vor Allem die feſte Ueberzeugung, daß durch öffentliche Manifeſtationen die 
Erledigung der auswärtigen 1 um keinen Schritt gefördert 
wird. Denn entweder bekommen wir Orakelſprüche zu hören, die kein Menſch 
zu deuten vermag, oder es werden uns rein ſubjective Auffaſſungen vorge⸗ 
tragen. Ich wenigſtens bekenne offen, daß ich durch die Reden der g. 
Windthorſt und Jörg um keinen Deut klüger geworden bin, als ich vorher 
war. Insbeſondere hat der Abg. Windthorſt, als er neulich von den 2 
tereſſen an der Donau ſprach, uns nicht darüber aufgeklärt, worin dieſe In⸗ 
tereſſen beſtänden. Und keiner der genannten Abgeordneten hat ſich darüber 
ausgeſprochen, was Deutſchland denn eigentlich thun ſolle. Der Abg. Jörg 
ſprach die Anſicht aus, daß Deutſchland gegenwärtig mit Rußland belanverß 
eng lürt ſei; woher er aber die Meuntniß dieſer 190 habe, hat er uns 
verſchwiegen, ſo daß wir annehmen müſſen, er habe blos eine Vermuthung 
geäußert. Wollte er, der von jeher ein eifriger Fürſprecher der Losreißung 
der deutſchen Bevölkerung von Oeſterreich geweſen iſt, der Politik des Reichs⸗ 
kanzlers ein Vertrauensvotum entgegenbringen (Heiterkeit), ſo hätte er es 
offen ausſprechen ſollen. Wenn wir aber erklären, daß wir Vertrauen zu 
der Politik des Reichskanzlers haben, ſo thun wir es nicht in der Abſicht, 
daß die deutſche Bevölkerung von Oeſterxreich losgeriſſen werden u ſon⸗ 
dern weil wir das Zutrauen haben, daß das Deutſche Reich ein Reich des 
Friedens ſei (Zuftimmung). 1 . 

Wenn wir es unterlaſſen, durch Interpellationen Fragen über die aus⸗ 
wärtige Politik an die Regierung zu richten, ſo geſchieht dies, weil wir die 
Regierung nicht zu einer beſtimmten Antwort drängen wollen, wenn ſie ſich 
durch dip omcliſche Verhandlungen gezwungen fiebt, eine ſolche nicht zu er⸗ 
theilen; weil wir hoffen, daß wir bon der Regierung ſelbſt werden auf- 
gerufen werden, wenn es ſich darum handelt, ihre Politik des Friedens zu 
unterſtützen. Außerdem haben wir die Ueberzeugung, daß bei den Dis⸗ 
cuſſionen über auswärtige Angelegenheiten ſich ab und zu ein Redekampf 
entwickelt, der im letzten Reſultate nicht einmal zur Erhöhung des Anſehens 
der Reichsvertretung beiträgt. Ein Nachbarland iſt in der Verfolgung ſeiner 
Politik durch mächtige populäre Strömungen aufgehalten worden, und, wie 
man jetzt ſchon einſieht, nicht zu feinem Vortheil. Alſo nicht aus Mangel 
an Theilnahme unterlaſſen wir öffentliche 8 über die auswär⸗ 
tigen Angelegenheiten, ſondern weil wir das Bewußtſein haben, daß es noch 
einer ganzen Eulturentwidlung bedarf, ehe das Volk im Stande tft, außer 
in ganz klaren Fällen, ſelbſt in den 
einzugreifen. Wir wollen das Land verſchonen mit aufregenden Debatten, 
welche nicht im Stande ſind, dieſe Angelegenheiten zu fördern, da wir, wie 


ich wiederhole, ein feſtes Zutrauen zu der auswärtigen Politik des Reichs⸗ 8 — 
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5 Uunzlers 


f Die deutſche it, dann allerdings Bismarckſ 
Peoolitit die deutſche wäre, fo würden wir 


N Leinen politiſchen Fehler erklärt habe. (Widerſpruch im Centrum.) 


o * T 
haben. Und bis jetzt iſt noch nichts geſchehen, was geeignet wäre, 
dieſes Zutrauen zu erſchüttern. (Beifall) 8 7 

Abg. Graf Bethuſy⸗Huc: Die Rede des Abg. Jörg wird nicht ſowohl 
den Zweck erreichen, Oeſterreich eine wirkſame Hilfe zuzuführen, als vielmehr 

dem Vaterlande Gefahr bringen, wenn nämlich die Pfeile, die der Abg. 
Jörg abgeſchoſſen hat, ihr Ziel erreichen würden. Oeſterreich weiß recht gut, 
daß es im deutſchen Heere und im deutſchen Volke einen mächtigeren Ver⸗ 
theidiger hat, als im Abg. Jörg. Wenn der letztere in der Thronrede eine 
Andeutung darüber vermißte, auf welche Seite ſich Deutſchland ſtellen werde, 
wenn ein Conflict entſtehen ſollte, ſo meine ich: es iſt verfehlt, wenn man 
vermitteln will, von vornherein zu erklären, wen man eventuell zu unter⸗ 
ſtützen bereit it. Das Gleichgewicht Europas, welches der Abg. Jörg für 
erſchüttert hält, hat niemals feſter beſtanden, als heut: denn Deutſchland, 
welches ſein Uebergewicht auf dem Schlachtfelde bewieſen hat, hat durchaus 
nicht die Abſicht, dieſes Uebergewicht geltend zu machen. Das Deutſche Reich 
vi jene Smieseijen am. beiten wahren, wenn es den Frieden zu unter: 
alten ſucht. 

Abg. Windthorſt (Meppen): Aus der Erklärung des Vertreters der 
Regierungen iſt für mich nur wichtig, daß er geſagt hat, alle Mächte ſeien 
jetzt auf einem Standpunkt angelangt, welcher der ruhigen Entwickelung und 
der friedlichen Erwägung Raum ließe. Dieſe Erklärung iſt deshalb ſehr 
wichtig, weil Rußland plötzlich aus dem Concert herauszutreten ſchien, 
wenigſtens hat das ruſſiſche Ultimatum einen ſolchen Anſchein gehabt. Iſt 
Rußland jetzt wieder in das Concert zurückgetreten, hat es den kriegeriſchen 
Schritt zurückgethan, fo ift das ein ſchöner Beweis für die Fried ensliebe des 
ruſſiſchen Kaiſers, deſſen ich mich ſehr freue. Wenn man den Sinn der 
Worte des Abg. Lasker aus ihrem rhetoriſchen Schmuck herausſchält, ſo 
beißen fie, wir haben unbedingtes Vertrauen zu der auswärtigen Politik 
des Reichskanzlers und deshalb ſchweigen wir, und Ihr, die ihr geſprochen 
habt, habt Unrecht, daß ihr nicht ein gleiches unbedingtes Vertrauen habt. 
— Wir können uns zu einer ſolchen Höhe nicht erheben. Wir haben in 
der orientaliſcheu Frage kein Mißtrauensvotum gegen den Reichskanzler 
ausgeſprochen, ſondern nur unſer Bedauern darüber, daß der Reichskanzler 
nicht in der Lage iſt, den Vertretern des deutſchen Volkes in dem Momente, 
wo ſo hochwichtige Fragen zur Sprache kommen, perſönlich Rede und Ant⸗ 
wort zu ſtehen, und wenn ich dabei kurz die orientaliſche Frage erwähnte, 
ſo geſchah dies zur Motivirung dieſes Bedauerns. Ich habe nicht weiter 
ausgeholt und kein Mißtrauensvotum ausgeſprochen, ſondern habe nur die 
bellagenswerthe Lage des deutſchen Volkes gekennzeichnet, welches für das 
Reich eintretenden Falls Blut und Vermögen hingeben muß, aber über ſeine 
wichtigſten Intereſſen ſeit Monaten von authentiſcher Seite nichts gehört, 
und auch jetzt noch nicht, da der abweſende Reichskanzler die alleinige 
Perſon iſt, welche vollſtändige Auskunft geben kann. Wir find denn doch 
bier nicht blos, um zu Allem Ja und Amen zu ſagen, nicht blos um einige 
Zahlen zu ſtudiren, einige Geſetzesparagraphen zu genehmigen, ſondern um 
zu prüfen, wie die höchſten Intereſſen des deutſchen Volkes wahrgenommen 
ner Wäre das nicht der Fall, dann könnten wir beſſer zu Haufe 

eiben. 

Sehen Sie ſich England an! (Ruf: Dort iſt das Parlament gar nicht 
berufen!) Ja, das iſt richtig, aber wenn es berufen werden wird, dann 
werden die engliſchen Parlaments⸗Redner nicht ſchweigen, weil fie unbe: 
en Vertrauen zu Herrn Disraeli haben. Und bis dahin hat das 

engliſche Volk auch noch andere Mittel, ſich Auskunft über feine auswärtigen 
Angelegenheiten zu verſchaffen. Verſuchen Sie es doch einmal in einer 
Verſammlung außerhalb dieſes Hauſes die auswärtige Politik des Reichs⸗ 
kanzlers zu beſprechen! (Rufe: Warum nicht?) Nun, verſuchen Sie es nur 
einmal! Heiterkeit Der Abg. Lasker hat dann von einer weiteren Cultur⸗ 
entwickelung geſprochen, deren die Völker Europas bedürften, bis ſie bei der 
Führung der auswärtigen ee mitreden dürften. Welche Art 
von Cultur⸗Entwickelung der Abg. Lasker meint, weiß ich nicht, ich bin der 
Ueberzeugung, daß jede Nation auch auf geringeren Culturſtufen, welche 
Blut und Vermögen für die Erhaltung des Staates einſetzt, das Recht hat, 
5 fragen, wie ihre Angelegenheiten geführt werden und keine Nation, welche 
ch ihrer Würde bewußt war, hat ſich dieſes Rechtes begeben. Den Abg. 
Jörg will ich noch gegen die Unterſtellung verwahren, als habe derſelbe die 
osreißung der deutſchen Provinzen von Oeſterreich befürwortet; ich habe 
davon in der Rede des Abgeordneten Jörg nichts gehört. Als das Wich⸗ 
tigſte aus der ganzen Debatte will ich ſchließlich nl conſtatiren, daß nach 
den Erklärungen des Vertreters der Bundesregierungen alle europäiſchen 
Mächte am Punkte der ruhigen Erwägung angelangt find, daß Rußland 
leinen Schritt für ſich allein gethan hat und daß es mit den anderen Ca⸗ 
bineten ſich im Concert befindet; ich bin weit entfernt, ein Wort zu ſagen, 
um Rußland zu verletzen, beſonders da Deutſchland 11 anderen Zeiten die 
Erhaltung des Friedens zum großen Theil dem ruſſiſchen Kaiſer verdankt, 
jedenfalls aber iſt es gut, wenn zu rechter Zeit über ihre auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten die Völker eye und nicht warten, bis die eier fie 
rufen, denn dann handelt es ſich meift nur darum, Geld und Mannſchaften 
zu bewilligen. (Beifall im Centrum.) 8 k 
bg. Dr. Braun: Es iſt durchaus 1 5 wenn der Abg. Windthorſt 
die Sache ſo darſtellt, als ſprächen wir dem Reichstage das Recht ab, in 
Sachen der auswärtigen Politik mitzuſprechen. Wir vindiciren dem Reichs⸗ 
tage dieſes Recht, er ſoll davon Gebrauch machen, aber nur dann, wenn es 
uns gut und nützlich erſcheint. Wenn wir dagegen vorausſehen, daß eine 
derartige Discuſſion dahin führt, vielleicht Re Abſicht der betreffenden 
Redner, die Nachbarn gegen uns aufzuhetzen, ſo thun wir Recht, wenn wir 
eine ſolche Debatte verhindern. Und wenn wir dieſe Politik feſthalten, fo 
erfüllen wir unſere Pflicht und Schuldigkeit gewiß mehr, als diejenigen, 
die ohne gewiß zu fein, daß das Capitol in Gefahr iſt, es durch ihr Schnat⸗ 
tern glauben retten zu können. (Murren im Centrum und große Heiterkeit.) 
Präſident v. 1 80 Ich kann dieſe Aeußerung ohne Rüge nur 
Dann paſſtren laſſen, wenn ich gewiß bin, daß der Redner nicht etwa von 
ge des Hauſes geſprochen hat. Dr t 
bg. Braun: Durchaus nicht! (Wiederholte Heiterkeit.) Wir begehen 
auch, denke ich, kein sacrificio dell’ intelletto, wenn wir es vorziehen, in 
einem Augenblick, wo man von heute auf morgen gar nicht die Sache vor⸗ 
ausſehen kann, denjenigen, die dazu berufen ſind, die Verantwortung zu 
überlafien, als fie auf unſere eigene Schultern zu nehmen. Was ſollen 
ſolche Andeutungen, wie ſie der A 9. Jörg machte, wir ſeien die Schlepp⸗ 
träger der ru ſhſchen Politik, die Förderer ruſſiſcher Zwecke, eigentlich be 
zwecken? Will er damit zur Löſung der orientaliſchen Frage beitragen, ſich 
damit die Liebe Rußlands erwerben? Ich denke, das Wahre in dem bis⸗ 
550 en Verhältniß zwiſchen Rußland und Preußen iſt dies: Sobald gemein⸗ 
Haflliche Intereſſen zwiſchen beiden vorhanden waren, haben ſie ſich ver⸗ 
einigt, und daran haben ſie wohl gethan und ich hoffe, daß das auch in 
Zukunft ſo bleiben werde. Wenn Herr Jörg ein ſo großes Mißtrauen gegen 
die Politik des Reichskanzlers hegt, ſo möge er doch eine Entſcheidung des 
Hauſes herbeiführen und ein Mihtranenäpohum beantragen; er wird dann 
ſehen, mit welcher impoſanten Majorität gegen ihn entſchieden werden wird. 
Er hat uns auf England hingewieſen. 

Ja, m. H., wir fühlen nicht das Bedürfniß zu ſolchen Volksverſamm⸗ 
lungen, wie ſie die Engländer veranſtaltet haben. Wenn Sie, meine Herren 
Ker Centrum), ſolches Bedürfniß fühlen, dann dürfen Sie doch nicht uns 

agen, wir jollen ſolche Volksverſammlungen einberufen, ſondern dann halten 

Sie ſie doch gefälligſt ſelber ab. (Heiterkeit.) Wir verſprechen Ihnen ſogar, 
darin zu ericheinen und Sie anzuhören. Was 6 — denn die Engländer 
dadurch erreicht? liſchen Politik bis zu einem 
gewiſſen Grade unſicher gemacht und einen Einfluß ausgeübt, den man 
Leinen nützlichen gewiß nicht nennen kann. Ich möchte auf das Entſchiedenſte 
g von dieſem Beiſpiele abmahnen. Treiben wir deutſche Politik auf deutſche 
Weiſe! (Abg. Windthorſt: 112 Wenn die Bismarckſche Politik 
e; und wenn die Windthorſtſche 

indthorſtſche Politik treiben und 
sarıı norden wir es dem Reichskanzler Windthorſt gar nicht übelnehmen, 
von" © gleichfalls in ſolchen Fragen überflüſſige Reden vermieden zu ſehen 


wi.scdr. (Heiterkeit. ) 5 - 
Jörg durchaus und e die 


Abg. Beſeler beſtreitet dem en ) 
Thatſache, daß Fürſt Bismarck die Erwerbung von Elſaß⸗Lothringen für 


Sie haben den Gang der en 


Es folgt eine lange Reihe von perjönlihen Bemerkungen, im Verlaufe 
welcher der Abg. Lasker gegenüber dem Vorwurfe des Abg. Windthorſt 
conftatirt, er habe allerdings geſagt: es gehöre eine ganze Culturentwicke⸗ 
lungsperiode dazu, ehe das Volk 0 weit kommen werde, in die auswärtige 
Politik der Regierung wirkſam einzugreifen; keineswegs aber habe er dem 
BVeolle die Fahigkeit abgeſprochen, in der auswärtigen Politik mitzureden. 
Abg. Jörg iſt erſtaunt, von dem Abg. Beſeler eine Aeußerung Bis⸗ 
marcks beſtreiten zu hören, die er ſeit den drei Jahren, ſeitdem fie een 
in lebhafteſter Erinnerung mit ſich trage. 

Abg. Be ſeler hält N er kulſchieden die Behauptung aufrecht, daß 
der Reiskanzler eine ſolche Aeußerung nie gethan habe. 

Die einzelnen Titel des Etats des auswärtigen Amtes werden hierauf 
ohne Veränderung genehmigt. 

# Zu dem Capitel „Conſulate“ hebt Abg. Drei die großen 
AUuaebelſtande und Nachtheile hervor, die durch die SS 2 und 4 der neuen eng: 
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li Is⸗Schifffahrts⸗Acte, welche 
Ne dene Handel in 2: 


u 


ich auf die Deckladungen beziehen, 
em bei t insbeſondere dem Holzhandel, zugefügt werden. Möge 
die Reichsregierung, in Erwägung der großen Wichtigkeit der Sache, auf 
Mittel zur baldigen Abhilfe bedacht ſein. 

F v. Philippsborn: Dieſe Uebelſtände ſind der 
Reichsregierung wohl bekannt. Dieſelbe iſt von Anfang an bemüht geweſen, 
durch Vorſtellungen bei der engliſchen Regierung Remedur zu ſchaffen, bis 
jetzt leider ohne Erfolg. Die Regierung betrachtet die Sache indeß als noch 
nicht abgeſchloſſen und giebt die Hoffnung auf eine Aenderung der betreffen⸗ 
den Beſtimmungen nicht auf. 

Beim Titel „Conſulat zu New⸗York“ richtet Abg. Dr. Kapp an 
die Regierung die Anfrage, ob ſie den früher gehegten Plan einer Vermehrung 
der Berufs⸗Conſulate in den Vereinigten Staaten aufgegeben habe. 

Bundes⸗Commiſſar Geh. Rath v. Philipps born erklärt, daß dies durch⸗ 
aus nicht der Fall ſei, daß man jedoch für dieſen Vierteljahrsetat auf eine 
Erhöhung verzichtet habe. 

e die Ausgrabungen auf dem Boden des alten 
Olympia 40,000 Mark“ nimmt Abg. Dr. Wehrenpfennig Veranlaſſung, 
mit dem Hinweis auf das Segensreiche dieſes Unternehmens für die Kunſt⸗ 
geſchichte dem unermüdlichen Vertheidiger und Förderer dieſes Unternehmens, 
dem pet Curtius und ſeinen Genoſſen den ausdrücklichen Dank des Hauſes 
auszuſprechen. 

Abg. Reichenſperger (Crefeld) ſpricht feine Genugthuung darüber 
aus, daß er ſich in dieſem Punkte mit dem Vorredner in vollkommner Ueber⸗ 
einſtimmung befinde. Doch hoffe er von dem Unternehmen nicht blos einen 
Vortheil für die Theorie der Aeſthetik und Kunſtgeſchichte, lem B. auch für 
die Praxis in der Weiſe, daß ng ebenſo wie auf griechiſchem Boden eine 
11 UNE SHE. auf deutſchem Boden eine national deutſche Kunſt heraus⸗ 


ilden möge. . y 
ge nehmigt. Ebenſo wird der Militär⸗ 


Sämmtliche Poſitionen werden ge 
etat mit Ausnahme des Cap. 5 Tit. 40 der Einmaligen Ausgaben „zum 


Neubau des Kaſernements für die von Pirna nach Dresden zu verlegenden 
zwei Escadrons des Gardereiterregiments 250,000 Mark“, welches auf An⸗ 
trag des Abg. Wehrenpfennig zur Prüfung der Pläne in die Budget⸗ 
Commiſſion verwieſen wird, ohne Discuſſion unverändert angenommen. 

Schluß 4% Uhr. Nächſte Sitzung Dinstag 12 Uhr. (Tages⸗Ordnung: 
Berathung über die weitere bann des Behandlung der Juſtizgeſetze und 
Fortſetzung der zweiten Berathung des Etats.) 


Berlin, 6. Nopbr. n Se. Majeſtät der König hat dem 
„ Seidel zu Kellinghuſen im Kreiſe Steinburg, dem Paſtor 
Krohne zu Dankelshauſen im Kreiſe Göttingen und dem Kreis⸗Steuer⸗ 
Einnehmer, Rechnungsrath Kund zu Landsberg a. W. den Rothen Adler⸗ 
Orden vierter Klaſſe verliehen. 5 

Der Notariats⸗Candidat Carl Weeber zu Sulz U. W. iſt zum Notar 
für den Bezirk des Kaiſerlichen Landgerichts zu Mülhauſen mit Anweiſung 
feines Wohnſitzes in Sierenz ernannt. — Die Ernennung des Advocaten 
Dr. Heißer in Colmar zum Anwalt bei dem Appellationsgericht daſelbſt 
iſt auf deſſen Anſuchen zurückgezogen. — Der Regierungsrath Heyden⸗ 
reich zu Osnabrück iſt zum commiſſariſchen Vorſitzenden des dortigen König⸗ 
lichen evangel. Conſiſtoriums beſtellt worden. N 

Se. Majeſtät der König hat dem bei dem Königlichen Hofmarſchall⸗Amte 
angeſtellten Hofſtaats⸗Secretär Hofrath Kanzki den Charakter als Geheimer 


Hofrath verliehen. 

Berlin, 6. Nov. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König! 
machten geſtern die erſte Ausfahrt im geſchloſſenen Wagen. 

Heute empfingen Se. Majeſtät den Feldmarſchall Grafen Moltke 
und Se. Kaiſerliche und Koͤnigliche Hoheit den Kronprinzen; Seine 
Majeſtät nahmen ferner im Beiſein des Gouverneurs und des Com: 
mandanten militäriſche Meldungen und ſpäter den Vortrag des Ge: 
heimen Cabinets⸗Raths von Wilmowski entgegen. — Um 1% Uhr 
nahmen Se. Maieftät im Beiſein des Staats⸗Secretärs des Auswär⸗ 
tigen Amtes, Staatsminiſters von Bülow, aus den Händen des tür: 
kiſchen Botſchafters Edhem Paſcha deſſen neue Creditive entgegen. 


lUeber die Reiſe Sr. Majeſtät des Kaiſers und Königs 
zur Hofjagd] nach Letzlingen find nachfolgende Beſtimmungen ge: 
troffen worden: 

Se. Majeſtät gedenken Donnerstag, den 9. November, Nachmittags 
3%, Uhr, Berlin auf dem Lehrter Bahnhof mittelſt Extrazugs zu ver⸗ 
laſſen, um 5 ½ Uhr in Gardelegen einzutreffen und Sich von dort 
per Wagen nach Letzlingen zu begeben, wo die Ankunft um 6 ¼ Uhr 
erwartet wird. 

Freitag, den 10. November, findet Morgens 9 Uhr der Aufbruch 
zur Jagd ſtatt. Einem Lappjagen auf Roth: und Damwild folgt 
das Dejeuner im Walde, dem ſich eine Suche mit der Findermeute 
auf Sauen anreiht. Das Diner findet um 7 Uhr im Jagdſchloſſe ſtatt. 

Sonnabend, den 11. November, iſt ein eingeſtelltes Jagen auf 
Rothe, Dam: und Schwarzwild in den Siebenhügeln angeordnet, an 
das ſich ein déjeuner dinatoire im Jagdſchloſſe um 1Y, Uhr an⸗ 
ſchließt. Von Letzlingen begeben Sich Se. Majeſtät um 3 Uhr zu 
Wagen nach Gardelegen, von wo um 3°/, Uhr per Extrazug die Rück⸗ 
reife nach Berlin erfolgt. Der Ankunft Sr. Majeſtät hierſelbſt wird 
Abends 6 Uhr entgegengeſehen. 

Empfang und Begleitung finden auf dieſer Reiſe nicht ſtatt. 

(Reichs⸗Anz.) 

= Berlin, 6. Novbr. [Vertrag mit der Schweiz. — 
Eiſenbahntarif. — Die Juſtizgeſetze.] Zu den Angelegen⸗ 
heiten, welche Bundesrath und Reichstag noch in dieſer Seſſion er⸗ 
ledigen werden, gehört auch der Niederlaſſungsvertrag zwiſchen dem 
Deutſchen Reiche und der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft. Der Aus: 
ſchuß des Bundesrathes für Handel und Verkehr hat ſich bereits mit 
dieſer Angelegenheit in den letzten Tagen zu beſchäftigen begonnen. 
Der Vertrag und ein dazu gehöriges Zuſatzprotokoll find zu Bern am 
27. April d. J. unterzeichnet worden. Die früher durch den Bundes⸗ 
rath gebilligte Faſſung des Vertrages hat in mehreren Punkten Ab⸗ 
änderungen erfahren, welche ſich namentlich auf die Beziehungen der 
gegenſeitigen Landesangehörigen zu den Militärgeſetzen erſtreckten und 
auf den Endpunkt der Vertragsdauer vom 31. December 1883 auf 
den 31. December 1886 verlegt. In dem Zuſaßprotokoll geben ſich 
die Contrahenten die gegenſeitige Zuſicherung, daß die Ausweiſung 
in allen Fällen unterbleiben ſoll, wo eine genaue Unterſuchung 
herausſtellt, daß der Nationalität ⸗Wechſel bona fide und 
nicht zum Zwecke der Umgehung der Militärpflicht erfolgt iſt. 
Dieſe Abmachungen waren dem Bundesrathe ſchon Ende Mai 
d. J. zugegangen; unzweifelhaft wird die Zuſtimmung des Bun⸗ 
desrathes erfolgen und die Angelegenheit in der gegenwärtigen Seſſton 
zum Abſchluß kommen. Zwiſchen der kgl. ſächſiſchen Regierung und 
dem Reichs⸗Eiſenbahn⸗Amt beſtand eine Differenz über die von der 
gedachten Regierung aufgeſtellten Tarife für die Sächſiſche Bahn. Die 
Regierung hat jetzt die Entſcheidung des Bundesrathes angerufen und 
die Erklärung beantragt, daß ſie ſich im Recht befunden habe. — Die 
Juſtizeommiſſion des Reichstages tritt heute Abend zuſammen, um ſich 
über die geſchäftliche Behandlung der Juſtizgeſetze im Plenum zu ver: 
ſtändigen und dem Reichstage entſprechende Vorſchläge zu unterbreiten. 
Im Präſidium hegt man die Erwartung, die 2. Beratbung der Juſtlz⸗ 
geſetze bis etwa zum 1. Dec. zu beendigen und dann 70 Tage hindurch 
entweder andere Dinge zu erledigen oder die Beraſhungen auszuſezen. Die 
dritte Berathung, von welcher man überzeugt iſt, daß ſte nur wenige 
Tage beanſpruchen möchte, ſoll dann etwa am 10. December beginnen. 
— Dem Reichstage iſt vom Reichskanzler jetzt die Ueberſicht der vom 
Bundesrathe gefaßten Entſchließungen auf Beſchlüſſe des Reichstages 
aus den Seſſionen 1873, 1874 und 1875 zur Kenntnißnahme zu⸗ 
gegangen. Es geht daraus u. A. hervor, daß die Verhandlungen 
über ein Geſetz wegen Unterſtützung der Familien der zum Dienſt 
einberufenen Reſerve⸗Landwehr⸗ und Landſturm⸗Mannſchaften noch nicht 
zum Abſchluß gelangt ſind, ein ſolcher Geſetzentwurf aber zu erwarten 


’ 


* ne a re re R n 


iſt. — Ferner ſind die Vorarbeiten für den Geſetzentwurf über den 
Vollzug der Freiheitsſtrafen ſoweit gefördert, daß ihre Beendigung er⸗ 
folgen kann, ſobald die deutſche Strafproceßordnung feſtgeſtellt ſein 
wird. — Der Reichstagsabgeordnete Fürſt Hohenlohe⸗Langenburg hat 
dem Reichstage, unterſtützt von Mitgliedern der rechten wie beider 
Fractionen der linken Seite, einen Antrag unterbreitet auf Annahme 
eines Geſetzentwurfes, betreffend den Schutz nützlicher Vogelarten. 
Das Geſetz enthält 7 Paragraphen, welche das Tödten von einigen 
80 Vogelarten, das Ausnehmen ihrer Eier, Zerſtörung ihrer Neſter 
if u w verbietet, auch den Handel mit ſolchen Thieren beftraft 
wiſſen will. 

[Vernehmung.] Die Herren Dr. Rudolph Me ver, 
ſen und der Expedient der „Deutſchen Reichsglocke, 
am 3. d. M. vor den Unterſuchungsrichter Herrn Stadtgerichtsrath Schenk 

eladen, um als Zeugen in der Anklageſache gegen den in Haft befindlichen 

edacteur Talchau bernommen zu werden. Es lagen, wie ſich heraus⸗ 
ſtellte, zwei neue Strafanträge des Fürften Bismarck vor, gerichtet auf 
Beleidigung und „verleumderiſche Beleidigung“ durch die „Deutſche Reichs⸗ 
glocke“, verübt durch die Artikel in Nr. 40 und 41 derſelben: „Arnim 
contra Bismarck“ — „Bennigſen contra Bismarck,“ — Dr. Meyer 
konnte nicht vernommen werden, da derſelbe anßerhalb Berlins domicilirt 
und ihm die Vorladung nicht rechtzeilig hatte behaͤndigt werden können. 
Herr Grünewald konnte nichts ausſagen. Herr Gehlſen verweigerte jede 
Auslaſſung darüber, wer der Verfaſſer des letzten incriminirten Artikels ſei, 
indem er erklärte, für ſich das geſetzliche Recht in Anſpruch nehmen zu 
müſſen, wonach ein Zeuge ſeine Ausſage verweigern darf, wenn dieſe Aus⸗ 
ſage ihn ſelbſt incriminiren könnte. Die Rathskammer reſolvirte demnächſt 
„daß, wenn Gehlſen nicht innerhalb dreier Tage den Nachweis führe, daß 
er ſich beim Kammergericht wegen des Verlangens nach ſeinem Zeugniß be⸗ 
ſchwert habe, derſelbe durch Geld⸗ und Gefängnißſtrafe zum Zeugniß ges 
zwungen werden ſolle. 5 

Wesirtöberwaltungs Geriht] Im Auftrage des Oberpräfiventen 
der Probinz Brandenburg führte am Sonnabend der Bolizeipräfident bon 
Madai die von Sr. Majeſtät dem Könige ernannten und die vom Magiftrat 
und der Stadtverordnetenverſammlung Mili bes ewählten Mitglie⸗ 
der und beziehentlich ſtellvertretenden Mitglieder des Nezirtsverwaltungs⸗ 
Gerichts für den Städtkreis Berlin in ihr neues Amt ein und erklärte dem⸗ 
nächſt das Gericht für conſtituirt. Daſſelbe beſteht unter dem Vorſite des 
zum Director ernannten Regierungsraths Goltz, aus den Mitgliedern Kammer⸗ 
Gerichtsrath Dettmann, zugleich Stellvertreter des Directors, Rechtsanwalt 
Dr. Lasker, Ehrenbürger Kochhann und Stadtverordneter Dr. Stryck. Als 
Stellvertreter fungiren: Aus dem Verwaltungsreſſort: Regierungsrath Hane⸗ 
wald, aus dem Juſtizreſſort e und für die gewähl⸗ 
ten Mitglieder der Geh. Ober⸗Regierungsrath g. D. Wulfshein, der Stadt⸗ 
verordnete Miſch, der Baumeiſter Braaſch, der Rentier Halske und der unbe⸗ 
ſoldete Stadtrath Streckfuß. Die Dienſtlocalitäten der neuen Behörde be⸗ 
finden ſich Mollenmarkt 4. Die nöthige Einrichtung, ſowie das erforderliche 
Subaltern⸗ und Unterbeamten⸗Perſonal find für die erſte Zeit vom Polizei⸗ 
Präſidium beſchafft, beziehentlich geſtellt worden. 


Deftterreid. 
Prag, 6. Nov. [Die Kaiferin] trifft heute zum Beſuch der 
verwittweten Kaiferin Maria Anna auf dem Hradſchin ein, von wo 
die Kaiſerin direct nach Gödöllö zurückkehrt. 


Schweiz. 

Bern, 2. Nov. [(Zu den Teſſiner Wirren.] Zu den ultramontanen 
Recurſen, welche dem Bundesrath aus dem Canton Teſſin gegen das Vor⸗ 
geben des Staatsrathes zugegangen find, iſt nun auch ein folder der Gegen⸗ 
partei gekommen, welchen das liberale Comite in Lugano eingereicht hat, 
und zwar 1 en das Großrathsdecret vom 6. Mai 1876. Daſſelbe ordnet 
zwar die ahl des Großen Rathes im Verhältniß der Bevölkerung auf 
n von je 1000 Seelen der Teſſiniſchen Cantonsangehörigen und 
der nach Maßgabe der Bundes verfaſſung im Canton Schweizer 
an, verfügt dabei aber geheime und gemeindeweiſe Abſtimmung und iſt 
gegen den Bundesrathsbeſchluß vom 17. Juni d. J. gerichtet, welcher den 
Staatsrath von Teſſin anweiſt, die Volksab W über das obige Groß⸗ 
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Joachim Gehl⸗ 
Grünewald, waren 


rathsdecret vornehmen zu laſſen. Inzwiſchen he Canton Teſſi 


0 cht im n eſſin 
überall die größte Ruhe, was auch Herr Das au avier, der eidgenöſſiſche 


Commiſſar, neuerdings beſtätigt hat. Das auf Pilet geſtellte T 
Regiment Nr. 25 un ſomit wohl nicht nöthig haben, einen ine dzug 
über eu und St. Bernhardin zu machen. 

[Die bundesräthliche Gotthard: Commiffion] wird, nachdem die 
Subcommiſſionen noch eine Sitzung gehalten, Mitte November im Plenum 
zuſammentreten, um den Generalbericht über die Reconſtruction des Gott⸗ 
hardbahn⸗Unternehmens . Hierzu ſei bemerkt, daß Bern ſeinen 
Antheil an der 2 Subvention des 5 ohne Anſtand 
ablen wird, welchem Beiſpiel zu folgen Luzern wohl nicht umhin kann. 

uch Baſelſtadt macht keine Schwierigkeit, wie dies mancherſeits befürchtet 


wurde. 
Frankreich. 

O Paris, 4. Nov. [Die Erklärung des Due Decazes 
bezüglich der Politik Frankreichs im Orient. — Der Ga⸗ 
tineau'ſche Antrag. — Verſchiedenes.] Die geſtrige Kammer⸗ 
Sitzung, die eine große Zahl von Beſuchern nach Verſailles gelockt 
hatte, zerfiel in zwei Theile. Den erſten füllte die Erklärung des Duc 
Decazes, welche dem Inhalt, wenn nicht der überaus diplomatiſchen 
Form nach der allgemeinen Erwartung entſprach. Der Schlußpaſſus 
lautet wörtlich: „Wenn gegen unſere Erwartung Verwickelungen ent⸗ 
ſtehen ſollten, ſo können Sie, meine Herren, gewiß ſein, daß wir wohl 
die Neutralität aufgeben werden, die uns geboten iſt und daß wir Sie 
niemals auffordern werden, die Ehre und Sicherheit Frankreichs in 
einem Kampfe zu gefährden, wenn die weſentlichen Intereſſen des 
Landes nicht ins Spiel kommen. Nachdem wir alſo unſere Bemühun⸗ 
gen mit denjenigen der anderen europäiſchen Cabinete vereint haben, 
um Europa den Frieden zu erhalten, werden wir wenigſtens gewiß 
ſein, ihn für uns ſelbſt zu bewahren.“ Die Eröffnung des Miniſters 
der auswärtigen Angelegenheiten, die in der Kammer nur wenig Ein⸗ 
druck zu machen ſchien, wird von der Preſſe durchaus günſtig beurtbeilt. 
In einigen politiſchen Kreiſen hat man jedoch dem Due Decazes einen 
Vorwurf daraus gemacht, daß er Rußland zu ſchmeicheln ſuche, indem 
er zwar von der Nothwendigkeit ſpricht, das Loos der orientalifchen 
Chriſten zu verbeſſern, dagegen unterläßt, ein Wort des Tadels gegen 
Serbien, welches einen ungerechtfertigten Krieg gegen die Türkei be⸗ 
gonnen, einfließen zu laſſen. Dies ift offenbar auch die Meinung der 
„Debats“, welche conſtatiren, daß jene Bemerkung über die orienta- 
liſchen Chriſten die Verſammlung ſehr kalt gelaſſen habe. „Die orien⸗ 
taliſchen Chriſten, fügen die „Debats“ hinzu, haben offenbar nicht den 
rechten Augenblick gewählt, um bei uns populär zu werden.“ Von 
diefem Einwand abgeſehen, wird, wie geſagt, die minifterielle Rede im 
Allgemeinen für correct erklärt. Die meiſten Mitglieder des diploma⸗ 
tiſchen Corps wohnten in ihrer Tribüne der Vorleſung dieſes diplo⸗ 
matiſchen Actenſtückes bei. Wir kommen nun zu dem zweiten Theile 
der Sitzung, welcher für die Kammern ſelber ein größeres Intereſſe 
darbot, denn es handelte ſich um den fo viel beſprochenen Gatineau'ſchen 
Antrag. Die Spannung war um ſo größer, als man trotz der zahlreichen 
Vorbeſprechungen zwiſchen dem Juſtizminiſter Dufaure und den Vorſtänden 
der Linken keineswegs mit Beſtimmtheit wußte, wie fi) die Regierung 
zu dem Geſesantrage ſtellen werde. Sehr bald ergab ſich, daß bie 
Gerüchie zen dem Zuſtandekommen eines Ausgleichs Taf geweſen 
waren. Die Wahrbei: zu jagen, dein: Duſaure en dieter Nugelegen ger: 
mit ſich ſelber nicht recht im Klaren geweſen zu lein; er dal Areaugs 
ſich zu Zugeſtändniſſen bereit gezeigt, die er ſpäter bedauerte. Genug, 
in der Sitzung kam ſofort die große Meinungsverſchiedenheit zwiſchen 
dem Miniſter und der Commiſſion, welche die Anſichten der republi⸗ 
kaniſchen Mehrheit vertrat, zu Tage. Einen Augenblick ſchien es zum 
unmittelbaren Conflict kommen zu ſollen und die reactlonären Sena⸗ 
toren, die in einer Tribüne um Buffet und de Broglie verſammelt 
waren, ſchüttelten einander ſchon die Hände in der angenehmen Aus⸗ 
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Ahr auf den Bruch dei Cabtnel und der Mehrheit. Schliel 
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ich er⸗ 
wies ſich ihre Freude doch als voreilig. Die Discuſſion wurde von 
tüchtigen Rednern geführt. Nachdem auf Antrag des Berichterſtatters 


Lisbrone die Dringlichkeitserklärung ohne Widerſpruch gewährt worden, 


ergriff zunächſt der Antragſteller Gatineau das Wort zur Vertheidigung 
des Geſetzentwurfs, der von der Commiſſion ausgearbeitet worden und 
der eigentlich nicht mehr der Gatineauſche Vorſchlag iſt. Denn in dem 
letzteren war anfänglich die Einſtellung aller ferneren Verfolgungen 
gegen die Theilnehmer des Aufſtandes von 1871 verlangt. Die 
Commiſſion hat aber eine Ausnahme für die Mörder, Brandſtifter und 
Diebe gemacht, indem fie zugleich die fo entſtehenden Prozeſſe nebſt der 
Revifion der Contumacialprozeſſe den Kriegsgerichten abnimmt, um fie den 
Aſſiſenhöfen zu übertragen. Gatineau verwahrte feinen Antrag gegen 
den Vorwurf, daß derſelbe nur die verkappte Amneſtie wolle oder daß 
er dem Cabinet feindlich ſei. Beide Verſicherungen ſind ungerecht; 
der Antrag hat es nur auf eine Maßregel der Humanität abgeſehen, 
welche unumgänglich nothwendig geworden iſt. Der Redner erinnert 
daran, daß bei der Debatte über die Amneſtie Dufaure ſelbſt dieſe 
Nothwendigkeit anerkannte; er erinnert ferner an den Brief Mac 
Mahon's, worin die Einſtellung der Verfolgungen verheißen wurde. 
Warum nicht auf geſetzlichem Wege ſanctioniren, was das Staats⸗ 
oberhaupt und das Haupt des Cabinets bereits anerkannt haben? Es 
handelt ſich darum, viele Tauſend Familien zu beruhigen und den 
abſcheulichen Denunciationen, die ſeit 5 Jahren dauern, ein Ende zu 
machen. Gatineau, der bei dieſer Gelegenheit zum erſten Male die 
Tribüne betrat, wurde lebhaft applaudirt. Sofort trat nun Dufaure 
in die Discuſſion ein und fein Erſcheinen rief lebhafte Aufmerkſamkeit 
hervor. In einer ziemlich langen Rede kritiſirte der Juſtizminiſter den 
Geſetzvorſchlag, aber er gab kein Mittel an, wie ſich derſelbe verbeſſern 
oder erſetzen laſſe. Zudem ſtützte feine Kritik ſich namentlich im Beginn 
der Rede auf mancherlei juriſtiſche Spitzfindigkeiten, welche die Kammer 
ſichtlich unangenehm berührten. Unter Anderem bemerkte ferner 
Dufaure, daß die Regierung ſeit Beginn der Ferien bereits 706 Be⸗ 
gnadigungen oder Strafmilderungen gewährt habe. Niemals, fügte 
er hinzu, hat ohne Zweifel die Kammer auf eine fo ſtarke Ziffer ges 
rechnet. Diesmal ließ die Linke ein ſehr entſchiedenes Murren ver⸗ 
nehmen. Ohne ſich ſtören zu laſſen, ſetzte darauf Dufaure auseinander, 
daß ſich ſehr ſchwer in einem Geſetze die Kategorien der Verbrechen, 
die nicht ſtraflos ausgehen dürfen, aufſtellen laſſen, und vor Allem 
warf er dem Commiſſionsantrage vor, daß derſelbe den Kriegsgerichten 
die Proceſſe, die ſie bereits geſchlichtet haben, abnehmen wolle. Der 
Entwurf ſcheine eigens dazu gemacht um die Flüchtlinge, die ſich 
jenſeits der Grenze in Sicherheit gebracht haben, die ſchlimmſten Ver⸗ 
brecher von allen, in Schutz zu nehmen. Kurz, Dufaure erklärt, daß 
die Regierung keinzu der Geſetzartikel ohne die durchgreifendſten Ver⸗ 
änderungen annehmen könne. Als er geendigt hatte, blieb die Linke 
ſtumm, und nur in der Rechten, die im Ganzen während dieſer Ver⸗ 
handlung eine große Zurückhaltung bewies, wurde ſpärlicher Beifall 
laut. Um ſo mehr Erfolg hatte Gambetta, welcher dem Miniſter ant⸗ 
wortete und der erſichtlich ſeit ſeiner Rede von Belleville an Autorität 


in der gemäßigten Linken gewonnen hat. Alſo dies, ſagte Gambetta, iſt Armee noch den Richterſtand reſpectiren, zu eifern. 


das Reſultat, welches die Regierung nach dreimonatlichem Nachdenken aufzu⸗ 
weiſen hat? Ich glaubte, man werde uns ein Geſetzproject vorlegen, welches 
mehr oder weniger von demjenigen der Commiſſton abweicht, aber deſſen 
Zweck es wäre, die Intereſſen der Juſtiz mit denjenigen der Menſch⸗ 
lichkeit zu vereinigen. Der Redner kritiſirt dann ſeinerſeits die juridi⸗ 
ſchen Bemerkungen Dufaure's. Ich will nicht unterſuchen, fährt er 
fori, welchen Gebrauch man von dem Gnadenrecht gemachtähat; aber 
jeden Tag hören wir von Gnadengeſuchen, die ohne Weiteres zurück⸗ 
gewieſen werden. Iſt es klug, die öffentliche Meinung überliſten zu 
wollen, wie die Regierung es zu thun verſucht. Das Miniſterium iſt 
nicht einmal im Stande, einen Geſetzentwurf vorzulegen. Die Un⸗ 
fähigkeit etwas zu leiſten iſt nicht blos den Verſammlungen, ſie iſt 
auch den Regierungen gefährlich. Auf eine andere Einwendung Du⸗ 
faures antwortend, meint Gambetta, daß die Uebertragung der Con⸗ 
tumaclalprozeſſe an die Aſſiſenhoͤfe keine Schwierigkeiten machen werde. 
Dieſer Prozeſſe ſind allerdings 3000 an der Zahl, aber gerade weil ſie 
zumeiſt die von Dufaure erwähnten ſchweren Verbrechen angehen, 
dürfe man nicht glauben, daß die Flüchtlinge in der Mehrzahl zurück⸗ 
kommen werden, um die Reviſion ihres Urtheils zu verlangen. Die 
Regierung findet es wohl angemeſſen, die Kriegsgerichte außer Thätig⸗ 
keit zu ſetzen, aber wäre das nicht weit unangemeſſener, dieſe ſchon 6 
Jahre beſtehende Ansnahme⸗ Gerichtsbarkeit noch 10 oder 20 Jahre 
fortbeſtehen zu laſſen? Die Regierung wie die Kammer würden ſich 
ehren, wenn ſie eine Maßregel annähmen, die nicht etwa von den 
Ungeſtümen und Exaltirten verlangt wird, ſondern von Männern, die 
in gleichem Maße für die Juſtiz und den Öffentlichen Frieden bemüht 
find. So Gambetta unter lebhaftem Beifall. Die Generaldiscuſſion 
wurde geſchloſſen und mit großer Mehrheit beſchloß man zur Special⸗ 
discuſſion überzugehen. Der Gegenſatz der Regierung zur Mehrheit 
hatte ſich deutlich dargethan. Aber nun erſchien ein Mitglied des 
linken Centrums Honyvet, mit einem Verſöhnungsantrage, der alſo 
lautet: „Art. 1. Einen Monat nach der Verkündigung des gegen⸗ 
wärtigen Geſetzes tritt die im Criminalgeſetzbuche angedeutete Verjäh⸗ 
rung für alle Diejenigen ein, welche bisher nicht Gegenſtand einer 
Verfolgung mit Bezug auf den Aufſtand vom 18. März geweſen ſind. 
Art. 2. Die eben erwähnte Friſt wird auf 3 Monate ausgedehnt für 
alle Diejenigen, gegen welche eine Verfolgung eingeleitet iſt.“ Von 
vorn herein iſt dieſer Vermittelungsvorſchlag von allen Seiten günſtig 
aufgenommen worden; denn unleugbar ſucht man dem Conflict ſo viel 
als möglich aus dem Wege zu gehen. Die Commiſſion nahm den 
Antrag Honyvet zur Prüfung entgegen, und die Sitzung wurde auf⸗ 
gehoben. Heute ſucht ſich vor der Sitzung die Commiſſion mit dem 
Miniſter über das neue Project zu verſtändigen; aber es bleibt abzu⸗ 
warten, ob die Verſöhnung vollſtändig gelingen wird. Thiers hat an 
der geſtrigen Sitzung nicht Theil genommen. Er tritt heute erſt die 
Rückreiſe von Cannes nach Paris an. — Der General Pöliſſier iſt 
von dem Kriegsminiſter beauftragt worden, die Infanterie und Artillerie 
der franzoͤſiſchen Colonien zu inſpiciren. Dieſe Inſpectionsreiſe wird 
den General, der zugleich Mitglied der Linken im Senat iſt, für min⸗ 
deſtens ein Jahr von Verſailles fern halten. — Herr v. Rothſchild 
giebt morgen eine große Jagd in Ferrières, an der wahrſcheinlich 
Mac Mahon Theil nehmen wird. 

Abends. Nach den letzten Berichten aus Verſailles iſt noch nicht 
recht erſichtlich in wiefern Dufaure ſeine Oppoſition gegen die Mehr⸗ 
heit fortgeſetzt hat. Der Antrag Hönyvet iſt nicht angenommen for: 
den; wohl aber ein Anirag der Commiſſion, welcher mehrere Aende⸗ 
zungen darin eingeführt hatte, namentlich die Beſtimmung, daß die 
Verjährung nicht auf Brandſtiftung, Diebſtahl und Mord anzuwenden 
el. — Der franzöͤſiſche Botſchafter in Petersburg, General Leflo reiſt 
beute Abend auf ſeinen Poſten ab; desgleichen begiebt ſich Ritter Nigra 
dirett von Paris nach Petersburg. — Das Urtheil gegen die „Droits 
de homme“ wegen Beleidigung mehrerer Corpscommandanten, welches 
urſprünglich auf 2 Jahre Gefängniß und 4000 Franken Geldſtrafe 
lautete, iſt heute vom Appellationshofe dahin abgeändert, daß die Ge⸗ 


fängnißſtrafe auf 1 Jahr herabgeſetzt, die Geldſtrafe auftechterhalten if, 
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| © Paris, 5. Noobr. [Aus der Deputirientammer. — 
Das Geſetz über die Einſtellung der Inſurrectionspro⸗ 
eeſſe. — Der Streit in Lille. — Aus Belleville.] Ein 
Geſetz über die Einſtellung der Inſurrectionsproceſſe iſt geſtern zu 
Stande gekommen, ohne daß die Vertreter der Mehrheit ſich mit der 
Regierung verſtändigt hätten, ja ohne daß man recht ſagen könnte, wie 
ſich das Miniſterium zu dieſem Geſetze ſtellt. Soviel ſteht jedoch feſt, 
daß der von der Reaction gewünſchte und gehoffte Bruch vermieden 
worden. Als vorgeſtern Gambetta auf Dufaure's Rede geantwortet 
hatte, trat der Widerſpruch in den Geſinnungen des Cabinetschefs und 
der Linken deutlich zu Tage. Wäre in dieſem Augenblicke der Ga⸗ 
tineau'ſche Antrag zu ſofortiger Abſtimmung gekommen, ſo konnte Du⸗ 
faure auf eine eclatante Niederlage rechnen. Aber eben dieſe Nieder⸗ 
lage wollten die Republikaner vermeiden, und ſo benutzte man den 
von Honyvet eingebrachten Gegenantrag über neue Verhandlungen mit 
dem Miniſterium einzuleiten, die jedoch keinen entſcheidenden Erfolg 
hatten. Honyvet verlangte den Eintritt der Verjährung für die 
mit dem Aufſtand der Commune zuſammenhängenden Verbrechen 
binnen einer Friſt von 1 reſp. 3 Monaten. Von der Commiſſton 
befragt, was er von dieſem Vorſchlag halte, antwortete Dufaure aus⸗ 
weichend, man könne die Sache überlegen, aber auf alle Fälle müßten 
gewiſſe Ausnahmen in das Geſetz aufgenommen werden. Die Com⸗ 
miſſion willfahrte dieſem Wunſche und redigirte zwei Artikel, wonach 
die Verjährung für die Theilnehmer des Aufſtandes, mit Ausnahme 
der Mörder, Brandſtifter und Diebe, ſogleich nach Verkündigung des 
gegenwärtigen Geſetzes eintreten ſoll, auch für Diejenigen, gegen 
welche eine Verfolgung bereits eingeleitet iſt. Die beiden Artikel 


wurden dem Juſtizminiſter unterbreitet, der diesmal gar keinen Beſcheid 


mehr gab. Die Commiſſion verzichtete darauf, die Unterhandlungen 
fortzuſetzen; ſie vollendete ihren Geſetzentwurf, indem ſie den erwähnten 
zwei Artikeln zwei andere hinzufügte, des Inhalts, daß die nach Vor⸗ 
ſtehendem noch zu erledigenden Diebſtahl⸗, Mord⸗ und Brandſtiftungs⸗ 
Prozeſſe den Aſſiſenhoͤfen und nicht den Kriegsgerichten anheimfallen 
ſollen (Art. 3), ſowie daß ebenſo die gewöhnlichen Gerichte ſtatt der 
militäriſchen Gerichte die Reviſton der Contumacialurtheile vorzunehmen 
haben, wenn die Verurtheilten ſich ſtellen. Mit dieſem Project trat 
alſo die Commiſſion geſtern vor die Kammer, und man ging ſofort 
an die Berathung deſſelben. Dufaure blieb während der ganzen De⸗ 
batte ſtumm; die Verhandlung dauerte nicht lange. Hongvet wollte 
ſein Project aufrechthalten, aber daſſelbe wurde mit großer Mehrheit 


verworfen. Ohne Discuſſion nahm die Kammer mit 353 gegen 149 


Stimmen den erſten Artikel des Commiſſionsantrages und darauf den 
zweiten an. Erſt beim Artikel 3 kam es zu einigen Erörterungen. 
Corentin Guyho ſetzte auseinander, warum man die Prozeſſe den Kriegs⸗ 
Gerichten abnehmen müſſe. Er ließ dabei den Ausdruck fallen, daß 
die Beiſitzer dieſer Gerichte auf ihr Avancement Rückſicht zu nehmen 
hätten. Darauf erhob die Rechte großen Lärm; man rief: „Er inſul⸗ 
tirt die Armee!“ und obgleich der Redner ſeine Bemerkung ſofort 
zurückzog und entſchuldigte, ließ es ſich Bodan von der Rechten nicht 
nehmen, gegen die Umſturztendenzen der Republikaner, welche weder die 
Hiergegen 
proteſtirte Gambetta. Man habe weder den Richterſtand noch 
die Armee angegriffen; die Gegner benutzen einen mißzuverſtehenden, 
aber ſogleich berichtigten Ausdruck, um die Debatte in eine falſche 
Bahn zu lenken. Es iſt Zeit, nach 6 jähriger Anwendung der Militär⸗ 
gerichtsbarkeit zu dem gewöhnlichen Recht zurückzukehren; Niemand 
kann darin eine Verletzung des Heeres und noch weniger der Civil⸗ 
richter ſehen. Aber genug geredet, die Kammer hat es nicht mit einer 
Parteifrage zu thun; fie möge durch ein Votum beweiſen, daß fie die 
Gerechtigkeit mit der Menſchlichkeit vereinigen will. (Lebhafter Beifall.) 
L. Renault trat jetzt für die Beibehaltung der Militärjuſtiz ein, der 
Berichterſtatter Lisbonne gegen dieſelbe; man ſtimmte ab und mit 
244 gegen 242 Stimmen wurde der Artikel 3 angenommen. Dieſe 
geringe Mehrheitsziffer bewies ſchon, daß ein Theil der Linken bereit 
war, dem Juſtizminiſter Zugeſtändniſſe zu machen. Bis hierher konnte 
man allenfalls an die Zuſtimmung Dufaures zu dem Votum der 
Kammer glauben; aber für den vierten Artikel (Nevifion der Contu⸗ 
macial⸗Urtheile durch die gewöhnlichen Gerichte) ließ ſich die Einwilli⸗ 
gung Dufaures abſolut nicht erwarten. L. Renault ergriff nochmals 
das Wort zur Bekämpfung des Commiſſions⸗Antrages und nach einer 
kurzen Replik Gatineau's wurde der Artikel 4 mit 266 gegen 224 
Stimmen verworfen. Alſo die Contumacial⸗Prozeſſe gehören auch 
ferner den Kriegsgerichten, alle anderen kommen vor die Aſſiſſen. Wie 
man ſieht, weicht das neue Geſetz in einem weſentlichen Punkte von der 
urſprünglichen Forderung der Linken ab; immerhin jedoch hat die Linke 
in der Hauptſache ihren Willen durchgeſetzt. Die Miniſter hatten vor 
der Sitzung im Conſeil beſtimmt, daß jeder von ihnen nach Gutdünken 
fein. Votum abgeben oder ſich enthalten könne. De Marcére und 
Chriſtophle ſtimmten für die Art. 1 und 2, aber gegen die Art. 3 und 4. 
Es fragt ſich jetzt, welche Aufnahme das Geſetz im Senat finden und 
insbeſondere, wie Dufaure ſich bei der Verhandlung in der oberen 
Kammer verhalten wird. Daß der Senat die Art. 3 und 4 anneh⸗ 
men werde, iſt höchſt unwahrſcheinlich. Dufaure's geſtriges Benehmen 
hat unter den Republikanern im hoͤchſten Grade mißfallen, nicht nur 
in der Kammer, ſondern in den weiteſten Kreiſen. Um ſeine ohne⸗ 
dies nicht bedeutende Popularität iſt es geſchehen. Selbſt die Männer 
des linken Centrums, welche den Cabinetschef gewohnlich in Schutz 
nehmen, weil ſie ihn für unentbehrlich halten, finden diesmal keine 
Entſchuldigung dafür, daß er wie ein verdrießlicher Achilles unter ſeinem 
Zelte geblieben iſt und dadurch die Gegner der Republik und der Ver⸗ 
faſſung zu der Behauptung berechtigt, daß der Zwiſt zwiſchen dem 
Cabinet und der Mehrheit, wenn er auch nicht zum offenen Aus⸗ 
bruch gekommen, doch im Stillen fortbeſtehe. — Vor einiger Zeit 
wurde von dem Streit zwiſchen der katholiſchen Facultät in 
Lille und dem dortigen Gemeinderath berichtet. 
hatte mit der Hoſpital⸗Verwaltung einen Vertrag abgeſchloſſen, 
wonach ein ſtädtiſches Krankenhaus zu ihrer Verfügung geſtellt 
wurde. Der Gemeinderath wollte unter keiner Bedingung ſeine 
Kranken den Zöglingen des Clerus überliefern und beſtand auf Tilgung 
dieſes Vertrages. Er war formell in feinem Rechte; der Miniſter des 
Innern hat dies nach einigem Zögern anerkannt, und er hat danach 
den genannten Vertrag für ungiltig erklärt. — Es heißt, daß die 
Intranſigenten von Belleville eine Verſammlung veranſtalten, in welcher 
Naquet und Madier Montjau auf die jüngſte Rede Gambetta's ant⸗ 
worten wollen. 
Großbritannien. 

A. A. C. London, 4. Nov. [Der Marquis von Harting⸗ 
ton,] der erſt uhr Kurzem aus dem Orient zurückgekehrt ist, betheiligte 
ſich geſtern in Knighley, Vorkſhire, an einer politiſchen Demonſtration, 
die a 65 anläßlich der Eröffnung eines neuen liberalen Clubs 
attfand. 

; u Verlaufe einer Rede, welche der Führer der liberalen Partei bei die⸗ 
fer Gelegenheit hielt, ermahnte er die liberale Partei, ihre Spaltungen zu 
begraben, einiger zu werden und eine feſtere Phalanx zu bilden. Er fügte 
hinzu, daß, wenn dieſe Spaltungen und Uneinigkeiten zur Zeit der letzten 
allgemeinen Parlamentswahlen nicht exiſtirt hätten, die Angelegenheiten des 
Landes jetzt in den Händen einer Regierung geweſen wären, welche die 
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Sympathie und das Vertrauen der Nation beſitze. Es mißbilligte die Po⸗ 
litik der Regierung den Wirren im Orient gegenüber mit dem 
daß dieſer Polit im großen Maßſtabe die entſtandenen Verwickelungen zu 
verdanken ſeien. Dieſe Politik bätte die Türkei irre geleitet und Rußland 
dreiſt gemacht. Eine Politik der Nichteinmiſchung in die Angelegenheiten 
der Türkei bezeichnete Lord Hartington als einen igroben Irrthum. Nach 


no 


feinem Dafürhalten könnte nur ein gründliches Einvernehmen zwiſchen den 


Großmächten Europas den chriſtlichen Provinzen der Türkei zu Reformen 
und einer beſſeren Verwaltung verhelfen. 
[Cardinal Manning! 


bereits Unterhandlungen im Gange ſein für die Ernennung ſeines Nach⸗ 
folgers in England. 


* * 
Provinzial- Beitung. 

—d. Breslau, 7. Novbr. [Volksverſammlung.] Geſtern Abend 
wurde im Schießwerderſaale eine Volks⸗ reſp. Wählerverſammlung abgehal⸗ 
ten, welche an Zahl den früheren Verſammlungen in Sachen der Lohn⸗ 
reduction auf den Eiſenbahnen nicht nachſtand. Sie mochte von ungefähr 
3000 Perſonen beſucht 57 Sattler Kräker ſprach zunächſt unter dem 
lebhafteſten Beifall der Serfammlung über die Bedeutung des allgemeinen 


und directen arg lie Daran knüpfte ſich ein 1 Maſchinen⸗ 


bauers Bäthke aus Berlin über die Thätigkeit des deutſchen Reichstages. 
— Die Auſſtellung ſocialdemokratiſcher Candidaten für den Reichstag bildete 
den letzten Punkt der Tagesordnung. Ein Wahlcomite von Vertrauens⸗ 


männern ſchlägt Sattler Kräker (Breslau) für den Weſtbezirk, den Ma⸗ 


ſchinenbauer Bäthke (Berlin) für den Oſtbezirk vor. Die Verſammlung 
acceptirt mit Einſtimmigkeit die Vorgeſchlagenen als ihre Candidaten. — 


Mit einem dreifachen Hoch auf die Arbeiterbewegung ſchloß der Vorſitzende, 5 


Photograph Reinders, die Verſammlung. 


Liegnitz, 6. Nopbr. [Nerreter Eb Der „Anzeiger“ meldet: Herr 
Paſtor emerit. Nerreter iſt am 5. c. zu Obernigk geſtorben. Seine Pflicht⸗ 
treue, ſein milder Charakter ſichern ihm in der Gemeinde, der er durch 25 
Jahre in Treue gedient hat, ein bleibendes Andenken. Das Begräbniß 
findet Mittwoch, den 8. November, in Obernigk ſtatt; der Oberbürgermeiſter 
unſerer Stadt wird ſich zum Begräbniß dorthin begeben. — Am vergange⸗ 
nen Sonnabend, Abends nach 6 Uhr, ſtürzte das im Neubau begriffene 
Haus des Bauunternehmers Gumprich in der Heinrichſtraße — auf das 
Grundſtück des Zimmermeiſters Schmidt erbaut — zum größten Theile ein. 
Die Mittelwand und die größere Hälfte der Vorderfront ſind zuſammen⸗ 
gefallen und liegen im bunten Chaos durcheinander. Zum Glück erfolgte 
die Kataſtrophe zu einer Zeit, wo alle auf dem Baue arbeitenden Menſchen 


bereits die Unglücksſtätte verlaſſen hatten, ſonſt wären jedenfalls Menſchen 


leben zu beklagen geweſen. 
O Löwen, 6. Nov.“) [Raubmord.] In unſerm Nachbardorf Weiß⸗ 


dorf bei Schurgaſt iſt geſtern Nacht ein furchtbares Verbrechen verübt wor⸗ 
Der Bauergutsbeſitzer Thüring kam vergangene Nacht von einer 
Kirmes heim, findet die Thür ſeines Schlafzimmers offen, ſein Frau 1 N 


den. 


Bewußtſein, über und über mit Blut begoſſen; der Geldſchrank ſtand aufge⸗ 


brochen und es waren aus demſelben 140 Mark in Gold entwendet worden. 


Der ſchleunig aus Löwen herbeigerufene Arzt conſtatirte einen Schädelbruch, 
der mit einem ſcharfen Inſtrument, n einer Axt, vollführt wor⸗ 
den und erklärte die Wunde für tödtlich. Außerdem war das ganze Geſicht 
zerkratzt, wohl in Sohe des Widerſtandes, den die Frau dem Diebe oder 
den Dieben leiſtete. Ueber den Thäter fehlt jeder Anhalt. Die Frau hat 
das Bewußtſein völlig verloren und es dürfte wohl ſchwerlich vor dem Tode 
zurückkehren, jo daß fie keine Angaben machen kann. — Als Curioſum 
tbeile ich Ihnen noch mit, daß zwei Packträger aus Löwen in Compagnie 
die Jagd des Dorfes Jambke gepachtet haben. 
) Bitte an die Redaction zu adreſſiren. D. Red. 


a. Leſchnitz, 5. Nov. [Kirche und Pfarrer.] rar wen nach der 
{ irche ſelbſt an 
Sonntagen wenig beſucht wird, ſo ſind doch die Beſucher durch Predigt und 
Andacht Gbr erbaut, was ja die Hauptſache iſt. Die letzte Predigt, welche 
Pfarrer Sterba hielt, hatte zum Thema: die Vaterlandsliebe. Die 1 — 


wurde polniſch gehalten und befriedigte die Anzahl von ſechzig Beſuchern 


außerordentlich. x ſelbſt aus Ratibor, Altendorf, Königshütte, Ujeſt kommen 

ubö N ) I Die wenigen 
redigten welche wir hörten, erinnern uns an eine alte ſchöne Zeit, wo noch 
Bis jetzt hat der 
nicht widerrufen, daß er 


börer zu den Predigten, größtentheils gebildeter Stände. 
otteswort und nicht Politik die Kirche beherrſchte. — 

Vorgänger des Pfarrer Sterba, Caplan Bönf 

ſich um die Leſchnitzer Pfarrei bei der Königl. 


Handel, Induſtrie ze. 


Berlin, 6. Nov. Im geſtrigen Privatverkehr waren Speculations⸗Effecten 
ſchwach. Lombarden weichend, Eiſenbahnen Anfangs höher, dann etwas 
nachgebend. Creditactien 243,50—242 etw. bis 242,50, Lombarden 131,50 
bis 128, Franzoſen 434,50—433,50, e Eiſenbahn 80,25—80 
bez. u. Br., Cöln⸗Minden 103,25 —102,80, Rheiniſche 113,25— 112,80, Ober⸗ 
ſchleſiſche 135, Galizier 87—86,25—86,75, Nordweſtbahn 203 Gd., Rumänier 
14,25 Gd., Disconto⸗Commandit 113,75 —113,25 etw. bez. u. G 


egierung beworben habe. 


ſtädter 102,25, Italiener 71, Silberrente 55 ult., Papierrente 51,75—50, ult. 
51,75 Caſſa bez. u. Gd., Türken 9,75 Gd., 1860er Looſe 97,60, Laurahütte 
70,75 —25 etw. bez. u. Gd., 1. Ung. Schatz 81,25, Öprocent. ruſſ. Caſſa 
85,25 etw. bis 84,75—85, do. ultimo 84,25—84 bez. u. Gd. 

„Das heutige Gefhäft verlief vollitändig farblos und blieb in Bezug auf 
die Umſätze ſehr beſchränkt. Eine matte Stimmung kam nirgend zum Durch⸗ 
bruch und ſomit kann der Geſammt⸗Charakter wohl als feſt bezeichnet 
werden. Auf dem Gebiete der einheimiſchen Eiſenbahn⸗Actien trat ſogar 
lebhafte Nachfrage an den Markt und haben ſich auch in Folge deſſen 
die Cours⸗Notirüngen nicht ganz unbeträchtlich hier gehoben. In All⸗ 
2 bewegte ſich der Verkehrgang im vorgeſtrigen Coursniveau. 

r Geldmarkt gewinnt fortgeſetzt an Flüſſigkeit und fanden heut feinſte 
Briefe leicht zu 2% pCt. Unterkommen. Die internationalen Speculations⸗ 
papiere zeigten ſich zwar feſt, gingen aber nur wenig um und änderten auch 
ihre Notirungen nur in unbedeutender Weiſe. Oeſterreichiſche Nebenbahnen 
behaupteten ſich ſehr feſt, Galizier zogen ag auf die befriedigende 
Einnahme etwas an, verfielen jedoch zum Schluß in eine mattere Stimmung. 
Die localen Speculationseffekten blieben nicht ganz unbelebt, unzweifelhaft 
feſt waren indeß nur Dortmunder Union. Disconto⸗Commandit 114, ult. 
113,50—113,75, Dortmunder Union 9, Laurahütte 70,50, vlt. 70,50—70,70 
bis 70,60. Die auswärtigen Staatsanleihen fanden ſehr wenig Ber 
achtung und ſtellen ſich im Allgemeinen etwas niedriger als am Sonn⸗ 
abend. Gegen Schluß der Börſe beſſerte ſich die Haltung etwas. Oeſte rr. 
Renten ziemlich rege, Italiener und Türken ruhig, Ruſſiſche Werthe unbe⸗ 
lebt und mäßig feſt, 5 pCt. Anleihen per ult. Nov. 8484, —84% , Preuß. und 
andere deutſche Staatspapiere ruhig und feſt. Auch Eifenbahnprioritäten behaup⸗ 
teten ſich in Anm helden Spe mſatz. Auf dem Eiſenbabnactienmarkt waren 
die rheiniſch⸗weſtphäliſchen Speculationsdeviſen ſehr lebhaft und ſteigend. 
Potsdamer in ſehr regem Verkehr bei höherer Notiz; Anhalter zogen eben⸗ 
falls an; Oberſchleſiſche lebhaft. Von leichten Bahnen Breſt⸗Grajewo und 
eimar⸗Gera bevorzugt. Rumänen beſſer. Bankactien ruhig aber recht 
feſt, Preuß. Bodencredit behauptet, Deutſche Bank hat große Umſätze aufzu⸗ 
weiſen. Meininger und Schaaffhauſen belebt, erſtere indeß bei ſteigendem 
Courſe, Braunſchw. Hypoth. höher. Für Hannov. B. fehlten Abgeber, Leipz. 
Wechslerb. und Hübner Hyp. anziehend, Centralb. je Induſtrie ſchwach, 
Bank für Rheinland ging zu herabgeſetzter De 5 um. Induſtrie⸗ 
papiere theilweiſelgutſbeachtet. Centralheizung beliebt, Weſtend und Central⸗ 
ſtraße 155 Continental⸗Pferdebahn anziehend, Chemnitzer Bauverein ſehr 
eſt, Görlitzer Eiſenbahnbedarf ſteigend. Für Hoffmann Waggonfabrit 
herrſchte lebhafte Frage, Gelſenkirchen und Braunſchweiger Kohlen, Duxrer 


ohlen lebhaft. 
An A Uhr: 82. aber ſtill. Credit 244, Lombarden 128,50, Franzoſen 
436, Reichsbank 152,75, Disconto⸗Commandit 113,75, Dortmunder Union 


9, —, Laurahütte 71, —, Cöln⸗Mindener 103, Rheiniſche 113, Bergiſche 80, 
25, Rumänen 14,60, Türken 9,75. 3 gische 80, 


Wien, 6. Novbr. [Die Einnahmen der Carl:Ludmwigsbabn] 
betrugen in der Woche vom 28. October bis 3. Novbr. 280,374 Fl., ergaben 
mithin gegen die entſprechende Woche des Vorjahres eine Mehreinnahme 
von 128,551 Fl. 


[Strousberg.] Berliner Blätter theilen ein Privat⸗Telegramm aus 
Moskau mit, welchem jufelge die Strousberg zuerkannte Strafe darin be⸗ 
teben ſoll, daß er Rußland binnen 14 Tagen zu verlaſſen habe. Ob dieſe 

achricht richtig iſt, bleibt abzuwarten. 
RNew⸗Jork, 6. Nov. Der Dampfer, England“ von der National⸗Dampf⸗ 
ſchiffs⸗Compagnie (C. Meſſing'ſche Linie) iſt hier eingetroffen. 


F 277, Zu, 


Bemerken, 


3 g iſt, wie der „Mancheſter⸗Courier“ aus 
guter Quelle wiſſen will, im Begriff nach Rom überzuſiedeln. Es ſollen 


d., Darm⸗ 


un’ 
are re bi 


